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Zur Sitzung am Gremium 

21.04.2026 Ausschuss für Soziales, Gleichstellung und Inklusion 
 
 

 

Situation der Schuldnerberatung in Wuppertal 

Große Anfrage der CDU-Fraktion vom 13.04.2026 
 
 
 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die CDU-Fraktion bittet die Verwaltung um Beantwortung folgender Fragen zur aktuellen Si-
tuation der Schuldnerberatung in Wuppertal: 
 
 1. Wie viele Beratungsstellen zur Schuldnerberatung gibt es derzeit im Stadtge- 
                       biet (kommunal und freie Träger)? 
 
 2. Wie viele Personen haben im Jahr 2025 (bzw. aktuellstes verfügbares Jahr)  
                       eine Schuldnerberatung in Anspruch genommen? 
 
 3. Wie lange ist derzeit die durchschnittliche Wartezeit auf einen Ersttermin in  
                       der Schuldnerberatung – differenziert nach Trägern? 
 
 4. Wie hat sich die Wartezeit in den letzten drei Jahren entwickelt? 
 
 5. Wie viele Personen befinden sich aktuell auf Wartelisten? 
 
 6. Wie stellt sich die personelle Ausstattung (VZÄ) in der Schuldnerberatung  
                       dar? 
 
 7. Welche Maßnahmen ergreift die Verwaltung, um Wartezeiten zu reduzieren? 
 

 

 



Begründung: 

 
Aus Gesprächen mit Trägern wurde berichtet, dass Wartezeiten von über fünf Monaten für 
einen Ersttermin in der Schuldnerberatung bestehen. Angesichts der sozialen und 
wirtschaftlichen Folgen von Überschuldung – insbesondere für Familien – ist eine zeitnahe 
Beratung von zentraler Bedeutung. Lange Wartezeiten verschärfen finanzielle und 
psychosoziale Problemlagen und erhöhen langfristig auch die Belastungen für kommunale 
Hilfesysteme. 
 
Die Anfrage dient der Transparenz über die aktuelle Versorgungssituation und soll klären, ob 
struktureller Handlungsbedarf besteht. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Michael Wessel 
Sprecher im Ausschuss für 
Soziales, Gleichstellung und 
Inklusion 
CDU-Ratsfraktion 
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